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HANDELSPOLITIK  
AUF AUTOPILOT
Der Anachronismus des Mercosur-Abkommens

Als im Sommer dieses Jahres die Urwälder am Amazonas brannten und 
Brasiliens rechtsradikaler Präsident Bolsonaro sich offen hinter die Brand-
stifter stellte, war die internationale Empörung groß. Kurz zuvor hatte 
die EU-Kommission bekanntgegeben, die Verhandlungen über ein Frei-
handelsabkommen mit Brasilien und den anderen Mercosur-Staaten nach 
über zwanzig Jahren erfolgreich beendet zu haben. Mancher Politiker 
rief angesichts dessen dazu auf, das Abkommen zu blockieren. Das ge-
plante Abkommen ist aber auch unabhängig davon ein Anachronismus. 

E s ist exakt zwanzig Jahre her, 
als die Welthandelsorganisati-
on WTO in eine existenzielle 

Krise geriet: Bereits ihre zweite Mi-
nisterkonferenz im Dezember 1999 
in Seattle endete ohne Ergebnis im 
Chaos, während sich die Innenstadt 
von Seattle nach tagelangen Mas-
senprotesten im Ausnahmezustand 
befand. Schon damals war deutlich 
geworden, dass die in Wirtschaft und 
Politik der Industrieländer herrschen-
de Vorstellung einer schrankenlos li-
beralisierten und globalisierten Welt-
wirtschaft eine elitäre Vision ist, die 
nur gegen die Mehrheit der Menschen 
durchgesetzt werden konnte. Auch 
die folgenden WTO-Ministerkonfe-
renzen änderten nichts daran, dass 
die meisten Entwicklungsländer die 
radikalen Visionen der Regierungen 
der Industrieländer von Marktöff-
nung und Deregulierung nicht teilten 
und sie daher in der WTO blockier-
ten. Bald setzten die Regierungen 
der Europäischen Union (EU) und 
der USA die Geschichte von der Pa-
ralyse der WTO in die Welt, in der 
angeblich nichts mehr vorangehe. In 
der Tat: der Neoliberalismus der EU 
und der USA ging in der WTO nicht 
mehr voran. Eine Welthandelspoli-
tik, die nicht einseitig die Interessen 
nördlicher Konzerne bedient hätte, 
wäre allerdings in der WTO durch-
aus möglich gewesen.

Kurswechsel der EU
Als Konsequenz setzte die EU nun 
nicht mehr primär auf die WTO, 
sondern auf bilaterale und regio-
nale Freihandelsabkommen, um 
ihre Marktöffnungs- und Deregu-
lierungsagenda durchzusetzen. In 
ihrer 2006 beschlossenen Strategie 
‚Global Europe‘ 1 verkündete die EU, 

mit einer konsequent neoliberalen 
Wirtschaftspolitik der „wettbewerbs-
fähigste Wirtschaftsraum der Welt“ 
werden zu wollen. Dafür sollen die 
Märkte der anderen mit über 20 bi-
lateralen und regionalen Abkommen 
geöffnet werden. Unausgesprochen 
blieb, dass der „wettbewerbsfähigste 
Wirtschaftsraum der Welt“ von sol-
chen schrankenlos offenen Märkten 
am meisten profitieren dürfte 

Im Gegensatz zur WTO blieben 
diese geplanten Abkommen lange 
unter dem Radar der „kritischen Zi-
vilgesellschaft“. Erst mit dem geplan-
ten TTIP-Abkommen mit den USA 
änderte sich dies schlagartig: das Pro-
jekt scheiterte spektakulär bereits im 
Sommer 2016, als noch nicht einmal 
Donald Trump selbst glaubte, dass er 
2017 ins Weiße Haus einziehen wür-
de. 2 In der Tat wird über die meisten 
der anderen geplanten Abkommen 
bis heute verhandelt. 

Relikt aus längst  
vergangenen Tagen erwacht
Eines der ältesten Projekte für solche 
regionalen Freihandelsabkommen ist 
das geplante Freihandelsabkommen 
der EU mit den Mercosur-Ländern 
Südamerikas, also Brasilien, Argen-
tinien, Uruguay und Paraguay. Schon 
1998 beschloss der EU-Ministerrat 
ein Verhandlungsmandat, seitdem 
wird verhandelt, wenn auch mit lan-
gen Verhandlungspausen aufgrund 
unüberbrückbarer Interessengegen-
sätze. 

Im Kern geht es darum, dass die 
Mercosur-Länder ihre mit immer 
noch sehr hohen Zöllen geschützten 
Märkte für Industrie- und Chemie-
produkte, insbesondere Autos, aber 
auch verarbeitete Lebensmittel, öff-
nen und die Zölle sukzessive radikal 

absenken oder ganz abschaffen. Im 
Gegenzug würde die EU ihre stark 
abgeschotteten Agrarmärkte für Süd-
amerikas Exporte öffnen, das heißt 
vor allem Fleisch, Ethanol, Zucker. 
Auf Soja-Futtermittel erhebt die EU 
bereits heute keine Zölle. 

Auf beiden Seiten sind das weit-
reichende Zugeständnisse, die kei-
neswegs nur Gewinner, sondern 
auch viele Verlierer haben würden. 
Einen Durchbruch gab es daher erst 
jetzt, unter den Regierungen Bolso-
naro und Macri, die konsequenter 
als alle ihrer Vorgänger einseitig die 
Interessen der Großagrarier vertre-
ten. Im Vorgriff auf neue Bioethanol-
Exportmöglichkeiten hat Bolsonaro 
jetzt weitreichende Erlaubnisse zur 
Ausweitung der Flächen erteilt, auf 
denen Zuckerrohr-Monokulturen 
erlaubt sind. Als Abnehmer dafür 
kommt nur die EU in Frage.

21 Jahre nach Verhandlungsbe-
ginn ist ein Abkommen herausge-
kommen, das eigentlich schon 1998 
anachronistisch war, aber im Jahr 
2019 nur noch als Polit-Relikt aus 
längst vergangenen Zeiten bezeich-
net werden kann. Wer glaubt heute 
noch ernsthaft, dass Europas Land-
wirtschaft noch weiter einer globalen 
Billigkonkurrenz ausgesetzt werden 
muss? Europas Bauern wehren sich 
immer verzweifelter gegen das mas-
sive Preisdumping, das ihre Existen-
zen zerstört. Wir alle wissen, dass 
die Landwirtschaft ökologischer 
und regionaler werden muss, wenn 
wir nicht die Artenvielfalt, die Bie-
nen, das Grundwasser und letztlich 
unsere Lebensgrundlagen ruinieren 
wollen und die Tierquälerei immer 
weiter zuspitzen wollen. Dafür muss 
Schluss gemacht werden mit der 
Billig-Mentalität, dafür müssen die 
Bauern höhere Erzeugerpreise be-
kommen. Stattdessen sollen Euro-
pas Bauern jetzt noch massiver mit 
Südamerikas Großagrariern konkur-
rieren, die Sklavenlöhne bezahlen, 
keine Steuern bezahlen, den Ama-
zonas abfackeln und faktisch keiner-
lei Umwelt- oder Hygienestandards 
einhalten müssen. 
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Zwischen Paralyse und  
Widerstand in Südamerika
In Südamerika dagegen wird die 
umfassende Marktöffnung für Indus-
trieprodukte im großen Stil Arbeits-
plätze in diesen Sektoren vernichten. 
Argentinischen Studien zufolge dürf-
ten dort 186.000 industrielle Arbeits-
plätze verloren gehen, vor allem in der 
metallverarbeitenden und chemischen 
Industrie, immerhin 11 Prozent der 
Industriearbeitsplätze Argentiniens. 3 
Deutschland hat Rekord-Exportüber-
schüsse von 250 Milliarden Euro, ent-
sprechend 8 Prozent des BIP – aber 
das reicht Deutschlands Industriekon-
zernen offenbar immer noch nicht. 4 
Laut den Regeln der EU sind dauer-
hafte Leistungsbilanzüberschüsse von 
über 6 Prozent des BIP ein Problem 
für die Euro-Zone. Schon jetzt ver-
stößt Deutschland seit 2007 ununter-
brochen gegen diesen Wert. Manche 
Euro-Regeln sind den Deutschen of-
fenbar nicht so wichtig wie andere. 

Nein, es ist nicht im öffentlichen 
Interesse Europas oder Südamerikas, 
die europäische bäuerliche Landwirt-
schaft und die mittelständische In-
dustrie Südamerikas plattzumachen. 
Es ist im privaten Interesse einiger eu-
ropäischer – vorwiegend in Deutsch-
land ansässiger – Industriekonzerne 
und einiger südamerikanischer Ag-
rarbarone. Aber der Einfluss dieser 
Leute auf die Regierungen in Europa 
und Südamerika ist überproportional 
hoch. Nur deswegen gelingt es der 
EU-Kommission bis jetzt, ihre völlig 

anachronistische Freihandels-Agenda 
unbeirrt von demokratischer Kontrol-
le weiter durchzudrücken. 

Es zeichnet sich allerdings ab, 
dass die Geduld der Menschen, in 
deren Namen die Regierungen diese 
Abkommen durchsetzen wollen, in-
zwischen überstrapaziert wurde. Als 
im Herbst das chilenische Volk sich 
gegen die neuesten Zumutungen von 
40 Jahren neoliberaler Politik militant 
zur Wehr setzte, fielen Regierung und 
Oppositions-Parteien aus allen Wol-
ken, genauso wie der Rest der Welt. 
Im benachbarten Argentinien gab 
es bis jetzt zwar noch keinen Volks-
aufstand gegen die seit Jahrzehnten 
andauernde Ausplünderung normaler 
Menschen, aber eine dramatische Ab-
wahl des konservativen Präsidenten 
Macri, der konsequent für die Inte-
ressen der Agrarbarone und für das 
Mercosur-Abkommen eintrat. Die 
neue Regierung Fernandez will das 
Abkommen nicht. 

Aus Brasilien ist mit Widerstand 
einstweilen nicht zu rechnen. Bra-
siliens Bevölkerung und erst recht 
die „progressive Zivilgesellschaft“ 
ist auch ein Jahr nach dem Wahlsieg 
Bolsonaros und der hinter ihm ste-
henden Großagrarier immer noch in 
Schockstarre und nicht handlungs-
fähig. Bolsonaro hat bereits gedroht, 
wenn Argentiniens neue Regierung 
das Abkommen blockiert, werde Bra-
silien den Mercosur-Block verlassen 
und ein eigenes Freihandelsabkom-
men mit der EU machen. 

Und Europa?
Nach den Amazonas-Bränden im 
Sommer gab es zwar viel Kritik, 
auch in diversen Regierungen, an 
dem Mercosur-Freihandelsprojekt. 
Wahrscheinlich haben die meisten 
dieser Minister bereits wieder ver-
gessen, was sie damals gesagt haben. 
Auch Europas „progressive Zivilge-
sellschaft“ hat längst wieder andere 
Themen. Immerhin: Österreichs Par-
lament hat in der kurzen Phase, als 
es eine parteilose Expertenregierung 
gab und alle Parteien Oppositions-
parteien waren, nahezu einstimmig 
beschlossen, dass die Regierung ver-
pflichtet wird, das Abkommen in den 
EU-Institutionen abzulehnen. Alle 
künftig regierenden Parteien haben 
das mitgetragen. 5 

Selbst wenn Österreich das ge-
plante Abkommen blockieren wollte, 
kann man davon ausgehen, dass die 
Kommission und die Ratsmehrheit 
dann eben das geplante Abkommen 
in zwei Teile zerlegen werden, einen 
Handelsteil und einen politischen 
Teil. Der Handelsteil fällt exklusiv 
in die Zuständigkeit der EU, den 
kann man im Rat auch mit Mehrheit 
beschließen, dafür ist keine Einstim-
migkeit erforderlich. Die traditio-
nelle Einstimmigkeit im EU-Rat in 
der Handelspolitik ist inzwischen 
Makulatur, seit sich Frankreich bei 
den Verhandlungsmandaten für die 
angestrebten diversen Teilabkommen 
mit den USA überstimmen ließ. Wer 
Frankreich überstimmt, überstimmt 

Ähnlich in der Zeit stehen geblieben wie diese Karte wäre ein EU-MERCOSUR-Abkommen.
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auch Österreich – und Kanzler Kurz 
kann dann immerhin sogar sagen, er 
habe sich an den Parlamentsauftrag 
gehalten. Man kann davon ausge-
hen, dass diese Möglichkeit bereits 
Bestandteil der juristischen Über-
prüfung („legal scrubbing“) ist, die 
derzeit stattfindet und mit deren Ab-
schluss Mitte 2020 zu rechnen ist. 

Rote Karte für das  
deutsche Wirtschaftsmodell
Die Aussichten für das Projekt Mer-
cosur-Abkommen sind also durchaus 
unsicher. Die Chancen, dass Argenti-
niens neue Regierung unter dem Ein-
fluss der dortigen Industrieinteressen 
ablehnt, sind real. In Europa könnte 
unter dem Einfluss von aggressiver 
werdenden Bauern auch noch die eine 
oder andere Regierung umfallen. Nur 
in Deutschland, dessen Regierung 
und Industrie wie niemand anders 
Druck für dieses Abkommen machen, 
ist es weitgehend ruhig. Eine mehr-
stündige Blockade des Futtermittel-
Verladehafens Brake/Niedersachsen 
durch die Bauern von der Arbeitsge-
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL) und Robin Wood war bisher 
das einzige, was passiert ist. Mercosur 
ist auch Thema der Bauernproteste, 
die neben Deutschland auch in den 
Niederlanden und Frankreich immer 
massiver werden. Die meisten Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) 
vermeiden allerdings konsequent eine 

ökonomische Analyse dieses Abkom-
mens und der dahinterstehenden In-
teressen und beschränken sich auf die 
Forderung nach Nachverhandlungen 
mit dem Ziel eines eher symbolischen 
„wirksamen und durchsetzbaren“ 
Nachhaltigkeitskapitels. 

Auch wenn die Meinungsführer 
der deutschen Öffentlichkeit, auch 
der Zivilgesellschaft, das offenbar ex-
trem unangenehm finden: wir werden 
nicht mehr lange darum herumkom-
men, über das sehr spezielle deutsche 
Wirtschaftsmodell zu reden und es 
zu ändern. Ein Land, das ernsthaft 
glaubt, wirtschaftlich davon abhängig 
zu sein, immer höhere Exportüber-
schüsse aufzutürmen, damit unaus-
weichlich anderswo Handelsbilanz-
defizite zu verursachen, und dafür 
mit immer mehr Freihandelsabkom-
men weltweit Marktöffnungen zu er-
zwingen, wird früher oder später vom 
Rest der Welt die rote Karte gezeigt 
bekommen. Es wird zu erheblichen 
wirtschaftlichen Verwerfungen kom-
men, wenn Deutschland nicht von 
selbst zu dem außenwirtschaftlichen 
Gleichgewicht findet, zu dem uns ei-
gentlich das Stabilitätsgesetz von 1967 
verpflichtet. Auf eines können wir al-
lerdings bereits heute wetten: Schuld 
an Rezessionen hierzulande durch 
Exportrückgänge werden auf jeden 
Fall „die Anderen“ sein, aber auf gar 
keinen Fall die deutsche Politik und 
Wirtschaft. Bis dahin läuft Deutsch-

lands und damit Europas Außenwirt-
schaftspolitik weiterhin auf Autopi-
lot: noch mehr Globalisierung, noch 
mehr Marktöffnungen, noch mehr 
exportieren, ohne Rücksicht auf die 
Konsequenzen. Solange wie möglich. 

 

 

 

  Jürgen Maier 

Der Autor ist Geschäftsführer des 
Forums Umwelt & Entwicklung.
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